
Arbeitsprogramm für den Landesvorstand 
und die Bundesdelegation 2012/13

Strukturreform der LSV
• Der Landesvorstand soll dafür sorgen, dass die Umstrukturierung der LSV/GG zu einer
SchülerInnenvertretung aller Schularten weiterhin möglichst reibungslos verläuft. Dies
bedeutet insbesondere, dass intensiv am Aufbau der Kreis- und Stadt-SVen gearbeitet wird.
Der Landesvorstand evaluiert die Erfolge und Struktur der Kreis- und Stadt-SVen und
entwickelt neue Methoden zur Unterstützung vor allem im Hinblick auf die
Beschlussfähigkeit.
• Bei dem Aufbau soll der Landesvorstand die Aktiven vor Ort durch Mobilisierung,
Einladung zu den Treffen, Anwesenheit und Moderation bei Sitzungen unterstützen. Dabei
soll darauf hingearbeitet werden, dass diese Aufgaben von den Vorständen selbstständig
übernommen werden und nur noch Kontakt per E-Mail notwendig ist.
• Der Landesvorstand soll zur besseren Kommunikation in den Kreis- und Stadt-SVen die EMail-
Verteiler moderieren. Auch soll die Betreuung der Kreis- und Stadt-SVen, wenn
möglich gleichmäßig, unter den LaVoMis aufgeteilt werden.
• Der Landesvorstand soll nach Wahlen einer Kreis- oder Stadt-SV in Zusammenarbeit mit
Aktiven vor Ort den Schulträger, das Bildungsministerium, die Landtagsfraktionen und die
Öffentlichkeit informieren.
• Bei der Strukturreform soll besonders Wert auf den Aufbau und die Einbindung der SVen
von Förder- und Berufsbildendenschulen in Zusammenarbeit mit den jeweiligen
SchulleiterInnenverbänden gelegt werden.
• Um eine größere Basisbeteiligung zu fördern und für mehr Transparenz zu sorgen, soll der
Landesvorstand dem Forum auf der LSV-Homepage mehr Aufmerksamkeit widmen und
dieses benutzerfreundlich gestalten.

SV-Bildung
• Der Landesvorstand soll darauf hinarbeiten, dass die SchülerInnen durch den
Sozialkundeunterricht/alternativ über die VertrauenslehrerInnen über ihre Rechte und
Pflichten aufgeklärt werden. Ebenso sollen die Partizipationsmöglichkeiten von
SchülerInnen in der Schule aufgezeigt werden. Dies kann durch eine angestrebte
gesetzliche Reglementierung erreicht werden.
• Es sollen regionalen Treffen der SchülerInnenrechte stattfinden, bei dem die SchülerInnen über 
ihre Rechte informiert werden. Er soll in Kooperation mit dem MBWWK, der Serviceagentur
Ganztägig Lernen (SAG), dem SV-Bildungswerk und wenn möglich auch anderen 
Landesinstitutionen ausgeführt werden. 
• Der Landesvorstand soll darauf hin wirken, dass es künftig Fortbildungen für SVen und
VerbindungslehrerInnen im Institut für schulische Fortbildung (LfB) gibt. Dafür sollen
Gelder aus dem Landeshaushalt bereitgestellt werden und ein Seminarkonzept in enger
Zusammenarbeit zwischen LSV, MBWWK und dem pädagogischen Landesinstitut (PL)
erstellt werden.
• Der Landesvorstand soll sich darum kümmern, dass SVen Seminare zur Weiterbildung
angeboten werden. Dabei soll sich auch um eine konstruktive Zusammenarbeit mit dem 
SVBildungswerk e.V. und dem daran angegliederten „SV-Berater(Innen)“- Projekt bemüht
werden.
• Die Kommunikation und der Wissensaustausch unter den SVen in den einzelnen Kreis- und
Stadt- SVen soll gefördert werden.
• Der Landesvorstand soll sich um inhaltliche Seminar zu klassischen SV-Themen und
darüber hinaus bemühen.

Publikationen
• Der Landesvorstand soll mindestens einmal im Monat „SV-Tipps“ über den E-Mail-
Verteiler verschicken. Die „SV-Tipps“ leisten den SVen konkrete Unterstützung für die
Arbeit an ihrer Schule, indem sie Tipps, Hinweise und Erläuterungen zur SV-Praxis geben.
Der Text soll via E-Mail als PDF-Dokument angehängt werden, was das leichte Ausdrucken



und Abheften ermöglicht, und außerdem auf der Homepage veröffentlicht werden. Nach
Veröffentlichung des SV-Tipp Z sollen weiterhin monatlich „SV-Tipps“ ohne alphabetische
Reihenfolge verschickt werden.
• Ein Landesvorstandsmitglied soll sich um den Kontakt zur Redaktion des Lichtblicks
kümmern und dafür sorgen, dass zwei Ausgaben während der Amtszeit erstellt werden.
Dabei soll verstärkt auf die Mitarbeit von SchülerInnen gesetzt werden, die nicht im
Redaktionsteam sind, aber Interesse am Schreiben von einzelnen Artikeln haben. Hier soll
auch die Möglichkeit der Basisbeteiligung (zum Beispiel in Form von LeserInnenbriefen)
gefördert werden.
• Mindestens zwei Mitglieder des Landesvorstandes sollen sich um die Fertigstellung der
aktuellen Vorlage des SV-Handbuchs kümmern. Ihnen steht es dabei frei, weitere
ExpertInnen, (Nicht-) SchülerInnen und vor allem Ehemalige Artikel schreiben zu lassen.
• Der Landesvorstand soll sich um die Produktion von Merchandise kümmern, z.B.
Kugelschreiber, Aufkleber, Feuerzeuge, T-Shirts, Spuckis.
• Der Landesvorstand soll weitere wichtige Publikationen fertig stellen, wie z.B. Plakate
mit Zitaten aus Vorschriften/Gesetzen, die grundlegende Rechte von SchülerInnen
erklären.
• Der Landesvorstand soll Rundschreiben zusätzlich zum Postwege auch auf digitalem Wege
versenden.

Pressearbeit
• Ein Landesvorstandsmitglied soll dafür sorgen, dass mindestens jeden Monat eine
Pressemitteilung zu Themen der LSV und aktuellen Debatten herausgegeben wird. Zu
aktuellen Debatten sollen entsprechend mehr PMs veröffentlicht werden.
• Die Pressekonferenzen des MBWWK und anderer Bildungsverbände sollen so oft wie
möglich besucht werden.
• Der Landesvorstand soll sich darum bemühen, dass der Kontakt zu den öffentlichen
Medien ausgebaut und erweitert wird und Termine und Veranstaltungen der LSV in der
Öffentlichkeit wahrgenommen werden.
• Der Landesvorstand soll auch im Bereich der Pressearbeit die Kooperation mit anderen
Organisationen und Verbänden suchen und gemeinsam auf Probleme aufmerksam machen,
z.B. mit der GEW und dem LEB.

Schulgesetznovelle
• Der Landesvorstand soll sich intensiv mit der Überarbeitung des Schulgesetzes
auseinandersetzen und die Treffen im Ministerium besuchen. Er soll sich insbesondere für
die Rechte des Schulausschusses und für eine Vernetzungsplattform für
VerbindungslehrerInnen einsetzen.

Landesarbeitskreise
• Der Landesvorstand soll die neu entstehenden LAKe im Aufbau unterstützen und im
Rahmen der eigenen Möglichkeiten an Sitzungen und Projekten teilnehmen. Insbesondere
sollen BasisschülerInnen zur Mitwirkung in den LAKen motiviert werden. Es sollen
regelmäßige Treffen stattfinden.

Demokratisierung
• Der Landesvorstand soll sich dafür einsetzen, dass die Kreis- und Stadt-SVen ein
Stimmrecht in den Schulträgerausschüssen erhalten.
• Der Landesvorstand soll weiterhin in der Transfergruppe „Demokratie lernen und leben“
im MBWWK mitarbeiten und engagiert sich beim Ausbau des Netzwerkes demokratischer
Schulen.
• Der Landesvorstand soll für die finanzielle Unterstützung des 8. Landesdemokratietages
im Herbst 2013 sorgen und engagiert sich inhaltlich bei dessen Vorbereitung.
• Der Landesvorstand soll in Zusammenarbeit mit dem PL eine Broschüre mit Informationen
zum Aufbau zu demokratischen Strukturen in Schulen entwickeln.
• Der Landesvorstand soll ausgewählte Projekte und Demonstrationen zum Thema „Wahlalter 16“ 
unterstützen.



• Die Mitgliedschaft im Bündnis für Politik und Meinungsfreiheit (bpm) soll wieder aufgelebt 
werden.

Ganztagsschulprogramm
• Der Landesvorstand soll den Kontakt zur Servicestelle Jugendbeteiligung sowie der
Serviceagentur Ganztägig Lernen in Speyer beibehalten und ausbauen.
• Mindestens zwei VertreterInnen der LSV sollen den Ganztagsschulkongress 2013
besuchen.

Bundesebene
• Die exekutiven Gremien (Landesvorstand und Bundesdelegierte) sollen sich für eine
bundesweite Interessenvertretung von SchülerInnen einsetzen. Dies soll in Form eines
aktionsbedingten bundesweiten Vernetzungsbündnisses geschehen. Die bundesweiten 
Vernetzungstreffen der LandesschülerInnenvertretungen sollen besucht und dabei kritisch 
begleitet werden, vor allem in Bezug auf die Mitwirkung aller LSVen hinsichtlich einer 
bundesweiten SchülerInnenvertretung.
•Die LSKen der anderen Bundesländer sollen regelmäßig besucht werden. Außerdem sollen die 
LSVen der anderen Bundesländer zu unseren LSKen eingeladen werden.
• Es soll sich dafür eingesetzt werden, dass wieder Treffen des freien
Zusammenschluss der LandesschülerInnenvertretungen (FZL) stattfinden.

Bildungsfinanzierung
• Der Landesvorstand soll sich dafür einsetzen, dass das „Kopiergeld“ oder „Mediengeld“,
das an Schulen erhoben wird, abgeschafft wird.
• Der Landesvorstand soll sich weiterhin für Lernmittelfreiheit und kostenlose
SchülerInnenbeförderung einsetzen.
• Der Landesvorstand soll sich weiterhin an der Debatte um Studiengebühren beteiligen
und entsprechende Aktionen gegen Studiengebühren organisieren und selbst durchführen.

Sommercamp
• Die LSV soll auch 2013 wieder ein Sommercamp, wenn möglich durch
Drittmittelfinanzierung, durchführen.

Bildungsstreik
• Die LSV soll zusammen mit anderen Verbänden und Organisationen den Bildungsstreik
nachbereiten und weitere Bildungsstreik-Aktivitäten in der Vorbereitung und Durchführung
kritisch verfolgen und gegebenenfalls unterstützen. Nötigenfalls sollen eigene Initiativen
gestartet werden.

Sexualität
• Der Landesvorstand soll sich um eine bessere Aufklärung im Allgemeinen, sowie an
Schulen im Besonderen bemühen.
• Mindestens ein CSD in RLP sowie die Sommerschwüle soll von der LSV unterstützt werden.
• Die LSV soll sich weiterhin für eine Überarbeitung der Sexualkunderichtlinien einsetzten.
• In Zusammenarbeit mit anderen (Jugend-)verbänden soll ein inhaltliches Seminar durchgeführt 
werden.

Umwelt
• Der Landesvorstand soll sich stärker um Umwelterziehung bemühen und ausgewählte
Projekte unterstützen.

Antirassismus
• Mindestens ein Vorstandsmitglied soll regelmäßig die Treffen des Netzwerks für
Demokratie und Courage besuchen.
• Der Landesvorstand soll ausgewählte Demonstrationen und Aktionen gegen Rassismus
unterstützen, wie z.B. die Ausstellung „Tatort Rheinland-Pfalz“.



Datenschutz
• Der Landesvorstand soll die Entwicklung rund um die (in einigen Bundesländern geplante)
Einführung der „SchülerInnen-ID“ verfolgen und eine bundesweite Kampagne mit den
anderen LSVen, Elternbeiräten und weiteren KooperationspartnerInnen dagegen
durchführen.
• Der Landesvorstand soll auf die Abschaffung von „Pädagogischen Schulnetzwerken“, die
Zensur und Kontrolle von SchülerInnen ermöglichen, wie MNS+, hinwirken.
• Der Landesvorstand soll sich weiterhin gegen jegliche datenschutzrechtlich fragliche
Aktion in Deutschland aussprechen (wie z.B. die Einführung der einheitlichen
Steuernummer, die Vorratsdatenspeicherung, das BND-Gesetz etc.).
• Der Landesvorstand soll sich für eine bessere Aufklärung über den Umgang mit Social
Networks einsetzen.

Landesjugendhilfeauschuss
• Der Sitz der LSV als beratendes Mitglied im Landesjugendhilfeauschuss soll genutzt
werden. Die Sitzungen und wenn möglich auch die eines Fachausschusses (z.B. FA1) sollen
von einem zuständigen Mitglied regelmäßig besucht werden.

Ehemaligentreffen
• Die LSV veranstaltet ein Ehemaligentreffen am 27.12.2012.

Förderverein
• Der Landesvorstand soll mit dem Förderverein zusammenarbeiten, z.B. bei Seminaren und 
Wettbewerben und regelmäßig die Treffen besuchen.

Kontakt
• Der Landesvorstand soll nach Möglichkeit zu folgenden Organisationen bzw. Gremien
Kontakt aufbauen bzw. diesen verbessern:
- den politischen Organisationen, Verbänden und Parteien
- dem Ministerium für Bildung, Wissenschaft, Weiterbildung und Kultur
- den LandesschülerInnenvertretungen anderer Bundesländer
- dem Landeselternbeirat/ Bundeselternbeirat
- den LehrerInnengewerkschaften und -Verbänden
- der DGB-Jugend
- SV-Bildungswerk
- Studierendenvertretungen
- dem Landesausschuss der LSV RLP
• Der Landesvorstand versendet mindestens einmal pro Quartal eine Info-Mail an die oben
genannten Verbände und Organisationen und weitere, in der über aktuelle Projekte und
die Arbeit der LSV informiert wird.
• Durch den Kontakt zu anderen SV-Bildungsorganisationen soll ein reger Austausch über
SV-Bildungsmaßnahmen entstehen. Auch die Durchführung gemeinsamer Projekte (z.B. 
SVSeminare) soll angestrebt werden. Dies soll langfristig zur Erarbeitung von SV-
Bildungsstandards führen.


